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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 
zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass die Vergütungspolitik für bestimmte Gruppen von Mitarbeitern, 
deren berufliche Tätigkeit einen wesentlichen Einfluss auf das Risikoprofil des 
betreffenden Unternehmens hat, im Finanzsektor und in einigen börsennotierten 
Unternehmen darauf ausgerichtet war, den Abschluss von Geschäften, die kurzfristige 
Gewinne einbringen, zu fördern, wozu immer riskantere Geschäftsmodelle zum Schaden 
von Arbeitnehmern, Anlegern und Investoren und zu Lasten eines nachhaltigen 
Wachstums insgesamt geschaffen wurden,

B. in der Erwägung, dass die Kommission am 30. April 2009 Empfehlungen zur 
Vergütungspolitik im Finanzdienstleistungssektor und für börsennotierte Unternehmen 
vorgelegt hat, und in der Erwägung, dass der Rat und das Parlament gegenwärtig die 
Eigenkapitalrichtlinien überarbeiten, wobei unter anderem eine finanzaufsichtliche 
Überwachung der Vergütungspolitik in die Richtlinie eingefügt wird,

C. in der Erwägung, dass die vereinbarten Grundsätze und die bereits ergriffenen 
Maßnahmen in Bezug auf die Vergütungspolitik kontinuierlich überprüft und 
gegebenenfalls angepasst werden müssen, um europaweit gleiche Vorraussetzungen zu 
schaffen und die globale Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Finanzindustrie 
sicherzustellen,

1. ersucht die Kommission, ihren Empfehlungen vom 30. April 2009 über die 
Vergütungsstruktur und die Ausrichtung am Risikoverhalten, wie es die vom Rat für 
Finanzstabilität aufgestellten und auf internationaler Ebene von der G20 auf dem 
Gipfeltreffen im September 2009 gebilligten Grundsätze vorschreiben, mehr Gewicht zu 
verleihen;

2. fordert die Aufsichtsbehörden im Finanzsektor nachdrücklich auf, die „Methodik zur 
Überprüfung von Vergütungsprinzipien und -standards“ (Compensation Principles and 
Standards Assessment Methodology), wie sie vom Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht 
im Januar 2010 vorgeschlagen wurde, umzusetzen;

3. ist der Auffassung, dass das mit variablen Bezügen verknüpfte persönliche finanzielle 
Interesse von Mitgliedern der Unternehmensleitung oftmals den langfristigen Interessen 
des Unternehmens entgegensteht; fordert, dass die Vergütungspolitik für Mitglieder der 
Unternehmensleitung und andere Mitarbeiter, die die Verantwortung für risikorelevante 
Entscheidungen tragen, mit einem ausgewogenen und funktionierenden 
Risikomanagement im Einklang stehen muss; stellt fest, dass dabei feste und variable 
Vergütungsbestandteile in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen sollten; 
verlangt die allgemeine Einführung von Instrumenten, die die Kürzung bzw. Rücknahme 
variabler Elemente der Vergütung für Gruppen von Beschäftigten ermöglichen, deren 
Tätigkeit eine Verschlechterung der Ergebnisse ihres Unternehmens zur Folge hatte;
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4. schlägt vor, die soziale Verantwortung der Unternehmen betreffende Ziele in die 
langfristigen Kriterien für die Begründung der Zahlung zurückgestellter variabler 
Vergütungen aufzunehmen; hebt hervor, dass die variable Vergütung nach im Voraus 
festgelegten und messbaren Kriterien berechnet werden sollte, die die Nachhaltigkeit der 
Unternehmenspolitik sicherstellen; betont, dass eine derartige Vergütung ausschließlich 
auf den längerfristigen Erfolgen des betreffenden Unternehmens, auch im sozialen und 
ökologischen Bereich, beruhen darf; ist der Auffassung, dass ferner ein Großteil der 
variablen Vergütungskomponente mit einer mehrjährigen Verzögerung ausbezahlt werden 
sollte, damit sichergestellt wird, dass längerfristige Risiken mitberücksichtigt werden;

5. ist der Auffassung, dass die Unterhaltung von Aktivitäten oder Filialen in Ländern, die 
sich nicht kooperativ verhalten, den langfristigen Interessen von Unternehmen allgemein 
zuwiderläuft, und fordert die Aufstellung einer europäischen Strategie für die 
Bekämpfung von Steueroasen, damit die Ankündigungen der G20 in London und 
Pittsburgh umgesetzt werden;

6. ist nicht nur aus ethischen Gründen, sondern auch aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit 
und der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit der Ansicht, dass sich die Differenz zwischen der 
höchsten und der niedrigsten Vergütung in einem Unternehmen in einem angemessenen 
Rahmen bewegen sollte;

7. fordert einen konkreten Rahmen für die der Gewährung von Boni in Verbindung mit 
einer Vertragsauflösung; unterstützt entsprechend den Empfehlungen der Kommission 
vom 30. April 2009 die Forderung, für Abfindungszahlungen an Mitglieder der 
Unternehmensleitung eine Obergrenze festzulegen oder die Auszahlung von 
Abfindungen zu untersagen, wenn der Grund für die Auflösung eines Vertrags die 
unzureichenden Erfolge des Unternehmens sind;

8. fordert sowohl auf nationaler wie auch internationaler Ebene vollständige Transparenz 
hinsichtlich der Vergütungspolitik für Mitglieder von Unternehmensleitungen gegenüber 
den Aktionären, den Beschäftigten und gegenüber Dritten und fordert die Kommission 
nachdrücklich auf, die Möglichkeiten für die Standardisierung einer derartigen 
regelmäßigen Offenlegung zu überprüfen;

9. fordert, dass staatliche Unternehmen im gleichen Maße wie andere Unternehmen 
vollständige Transparenz bezüglich ihrer Vergütungs- und Provisionspolitik an den Tag 
legen;

10. fordert außerdem die Veröffentlichung von Einzelheiten hinsichtlich der 
Altersversorgungsregelungen und zusätzlichen Altersversorgungsregelungen von 
Unternehmen, einschließlich staatlicher Unternehmen;

11. fordert die Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Festlegung der 
Vergütungspolitik;

12. fordert ein Verbot der Verwendung von Aktienoptionen oder ähnlicher Instrumente als 
variable Vergütungskomponenten; ist der Auffassung, dass Aktienoptionspläne kein 
angemessenes Vergütungsinstrument sind, da Aktienoptionen nur einen Bonus, nicht 
jedoch – bei unzulänglicher Leistung – einen Malus ergeben können; ist ferner der 
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Ansicht, dass jegliche Vergütung einem symmetrisch geregelten Grundsatz von Bonus 
und Malus unterliegen sollte;

13. ist der Auffassung, dass eine auf Anteilen basierende variable Vergütung keine 
angemessenen Anreize bietet, da die Preise von Anteilen stark schwanken und das Risiko 
besteht, damit Finanzstrategien zu fördern, die auf kurzfristige Erfolge ausgerichtet sind;

14. dringt auf die Einrichtung von internen unabhängigen Vergütungsausschüssen in 
Unternehmen von signifikanter Größe, die mit den Betriebsräten zusammenarbeiten und 
deren Stellungnahmen veröffentlicht werden sollten;

15. fordert die Kommission auf, den Mitgliedstaaten dringend nahezulegen, die 
börsennotierten Unternehmen und Unternehmen des Finanzdienstleistungssektors auf ihre 
soziale Verantwortung, ihr beschädigtes Ansehen und die Notwendigkeit hinzuweisen, in 
einer von Wohlstand gekennzeichneten internationalen Gesellschaft eine Vorbildrolle zu 
übernehmen;

16.  betont erneut die Notwendigkeit, alle Formen der Diskriminierung in Unternehmen, 
insbesondere bei der Festlegung der Vergütungspolitik, bei der Laufbahnentwicklung und 
beim Verfahren der Einstellung von Führungskräften, zu bestrafen;

17. fordert eine Garantie, dass im Falle einer Regelung der Vergütung das Recht der 
Sozialpartner auf die Beteiligung an Tarifverhandlungen nicht beeinträchtigt wird.



PE439.929v02-00 6/6 AD\817526DE.doc

DE

ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM AUSSCHUSS

Datum der Annahme 2.6.2010

Ergebnis der Schlussabstimmung +:
–:
0:

44
3
0

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder

Regina Bastos, Edit Bauer, Jean-Luc Bennahmias, Mara Bizzotto, 
Milan Cabrnoch, David Casa, Alejandro Cercas, Ole Christensen, 
Derek Roland Clark, Sergio Gaetano Cofferati, Marije Cornelissen, 
Frédéric Daerden, Karima Delli, Proinsias De Rossa, Frank Engel, Sari 
Essayah, Richard Falbr, Ilda Figueiredo, Pascale Gruny, Marian 
Harkin, Roger Helmer, Nadja Hirsch, Liisa Jaakonsaari, Danuta 
Jazłowiecka, Martin Kastler, Ádám Kósa, Jean Lambert, Patrick Le 
Hyaric, Olle Ludvigsson, Elizabeth Lynne, Thomas Mann, Elisabeth 
Morin-Chartier, Csaba Őry, Siiri Oviir, Konstantinos Poupakis, 
Sylvana Rapti, Licia Ronzulli, Jutta Steinruck, Traian Ungureanu

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter(innen)

Georges Bach, Françoise Castex, Jürgen Creutzmann, Marielle Gallo, 
Joe Higgins, Franz Obermayr, Evelyn Regner, Birgit Sippel, Emilie 
Turunen, Cecilia Wikström

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2)

Rosa Estaràs Ferragut, Oldřich Vlasák


